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Frank Robertz und Gaby Temme 

Bericht über die Tagung „Alternativen zu strafrechtlicher 
Gewalt" des Komitees für Grundrechte und Demokratie vom 
10.-12. Oktober 1997 in der Evangelischen Akademie Iserlohn 

Vom 10. bis 12. Oktober 1997 fand in der angenehmen Atmosphäre der Evan­
gelischen Akademie in Iserlohn die Tagung „Alternativen zu strafrechtli­
cher Gewalt" statt. 

Ziel dieser Tagung war es, folgende drei Fragen zu klären: 

1. Was ist strafrechtliche Gewalt?

2. Ist das Strafrecht mit den Menschenrechten vereinbar?

3. Wie geht man mit dem Spannungsverhältnis um, daß durch die Tat die
Menschenrechte des Opfers und durch das Strafrecht bzw. den Strafvollzug
die Menschenrechte des Täters verletzt werden?

Die Organisation oblag hierbei dem Komitee für Grundrechte und Demo­
kratie, das seine Hauptaufgabe darin sieht, einerseits aktuelle Verletzun­
gen von Menschenrechten kundzutun und sich für diejenigen einzusetzen, 
deren Rechte verletzt worden sind, andererseits aber auch Verletzungen 
aufzuspüren, die nicht unmittelbar zutage treten und in den gesellschaftli­
chen Strukturen und Entwicklungen angelegt sind. Erfreulicherweise 
kamen die Teilnehmer der Tagung aus den unterschiedlichsten Berufs­
sparten, von der Fotografin über die Pädagogin und Rechtsanwältin bis hin 
zum Reporter war eine interdisziplinäre Gruppe versammelt. 

Der erste Teil der Tagung hatte das Thema „Vom strafenden Staat zu einer 
Gesellschaft der Konfliktbearbeitung". Das einleitende Referat mit der 
Überschrift „Strafrechtliche Gewalt, außerstrafrechtliche Konfliktregelung
und Menschenrechte" hielten hierzu Hartmut-Michael Weber (Professor für 
Kriminologie und Kriminalpolitik in Fulda) und Wolf-Dieter Narr (Profes­
sor für Politikwissenschaft in Berlin und Geschäftsführender Vorstand des 
Komitees). 

Hartmut Weber trug in seinem Vortrag fundiert und differenziert seine am 
Stand der wissenschaftlichen Überlegungen orientierten Gedanken zu die­
sem Thema vor, welche er nach den Gesichtspunkten „1. Strafrechtliche 
Gewalt - Schutzmacht der Menschenrechte?", ,,2. Konfliktregulierung jen­
seits und im Schatten des Strafgerichts: Implikationen für die Menschen­
rechte" und „3. Etablierung einer Kultur der Menschenrechte innerhalb der 
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Strafjustiz" strukturierte. Hierbei bezog er jeweils persönlich Stellung zu den 
vorgetragenen Kernaussagen, setzte jedoch mitunter bei einigen Teilnehmern 
zu viele Vorkenntnisse voraus, was bei diesen Unmutsbezeugungen zur Folge 
hatte, die zu einem leicht gespannten Tagungsbeginn führten. 

Inhaltlich ging er zunächst auf die strafrechtliche Gewalt als solche ein und 
reflektierte über die Verinnerlichung strafrechtlich-menschenrechtsbe­
schneidender Gewalt in der Gesellschaft und Aspekte ihrer Delegitimie­
rung. Auch der offenbar unlösbare Konflikt zwischen Staatsstrafe und Men­
schenrechten (die Verpflichtung der staatlichen Gewalt, vor sich selbst zu 
schützen) wurde in diesem Rahmen in Anlehnung an die Hauptzüge rechts­
staatlichen Strafrechts nach Naucke von ihm problematisiert. 

Im zweiten Teil seines Vortrages definierte Weber zur Vereinfachung der 
Diskussion zunächst die Unterscheidung zwischen Alltagskriminalität, die 
größtenteils als mala quia prohibita angesehen wird, und Schwer(st)krimi­
nalität, welche demgegenüber meist als Taten mala per se betrachtet wer­
den. Hierzu skizzierte er Möglichkeiten einer Konfliktregulierung jenseits 
des Strafrechtes anhand von autonomer Konfliktregelung im Dunkelfeld (im 
Sinne von Hanak/Stehr/Steinert) und von Entkriminalisierung in ersatzlo­
ser oder transformierender Form, wobei er insbesondere die Strategien der 
Minimalisierung und Transformierung des Strafrechts von Kohl/Scheerer her­
vorhob und die Ideen einer obligatorischen und einer fakultativen Ent­
pönalisierung kritisch beleuchtete. Bei letzteren gab er eindeutig einer obli­
gatorischen Entpönalisierung aufgrund der stärkeren Verwirklichung justi­
zieller, demokratischer und sozialer Menschenrechte den Vorzug, während 
er gegen eine fakultative Entpönalisierung mit Blick auf die Menschenrechte 
in vielen Punkten erhebliche Einwände geltend machte. 

Im Hinblick auf den zu diesem Zeitpunkt noch ausstehenden Vortrag von 
Danielle Herrmans verzichtete Prof. Weber darauf, über die Stellung und 
Implikationen der Menschenrechte des Opfers zu referieren und diskutierte 
als dritten Teil seiner Ausführungen Sichtweisen offizieller Politik und Dar­
stellungsformen der Berichterstattung zur Freiheitsstrafe, bevor er mit der 
Forderung nach einem postkonventionalistischen Diskurs des Strafrechtes, 
dessen leitende Maßstäbe an den Menschenrechten orientiert sein sollten, 
seinen Vortrag abschloß. 

Wolf-Dieter Narr führte die Einleitung dann mit einem „intellektuellen Bett­
hupferl" fort. An einem persönlichen Beispiel zeigte er auf, daß Strafe nur 
ultima ratio sein dürfe und der Begriff der positiven Sozialprognose in der 
Entscheidung des Strafvollzugs zwar benutzt, aber in der Realität meist nicht 
berücksichtigt werde. Das Strafrechtssystem wolle keine Reintegration, son­
dern nur ein Herrschaftssystem begründen. Menschenrechte im Strafrecht, 
so Narr, seien nicht zu verwirklichen, sie könnten lediglich als Stachel benutzt 
werden, um Mißstände aufzuzeigen. Statt dessen sei eine Orientierung auf 
eine andere Gesellschaft hin nötig, denn mit einem solchen Blick resigniere 
man als Reformer nicht so schnell. 

An dieses vehemente Betthupferl schloß sich eine kurze Diskussion an, die 
später beim lockeren Zusammensein in unterschiedlichster Weise fortge­
führt wurde. 
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Am Samstag ging es mit neuem Elan weiter. Helga Cremer-Schäfer (Pro­
fessorin für Sozialpädagogik und Jugend in Frankfurt) startete mit dem Refe­
rat: ,,Teilnehmen lassen und bestraft werden. Über das Verhältnis on Sozi­
alpolitik, sozialer Arbeit und Kriminalpolitik". 

Sie leitete ihren Vortrag mit den Worten von Liszts „Sozialpolitik ist die 
beste Kriminalpolitik" ein und ging daraufhin in ihrem Referat der Frage 
nach, wie Kriminalpolitik die Grenzen von „Integration durch Sozialpoli­
tik" beachten, die „Paradoxie sozialer Arbeit" berücksichtigen und ver­
hindern könne, daß durch Sanktionen und Strafe ihre „organisatorischen 
Diskriminierungen" verstärkt würden. Dabei zeigte sie Kritikpunkte an der 
derzeitigen Umsetzung der Sozialpolitik auf. Die Menschen würden nur als 
abweichende Subjekte betrachtet, die einer Besserung bedürfen. Angebote 
für diese Besserung fänden ihren Adressaten nur in Menschen, die den „Nor­
malfall" (Lohnarbeit, Familienbindung und disziplinierte Lebensweise) auch 
wirklich wollten. Wer keinen Anpassungswillen habe, falle aus diesem Netz 
heraus. Grund dafür sei die Orientierung der Sozialpolitik an ökonomischen 
Gesichtspunkten und nicht an den Menschenrechten. Dies finde in den USA 
bereits verstärkt Ausdruck, indem dort eine Kriminalitätskontrollindustrie 
( Christie) entstehe, so daß bspw. ,,workfare"- (Pflichtarbeit für Arbeitslose), 
,,learnfare"- (Familienpflichtprogramme) sowie „welfaremothers"- (Strei­
chung der Sozialhilfe, wenn minderjährige Mütter sich weigern, bei ihren 
Eltern zu wohnen) Programme zum Einsatz kommen, die einen Rückzug 
des wohltätigen Staates darstellten. Legitimiert würden diese Maßnahmen 
als hilfreicher Zwang, die Fürsorge-,,Abhängigkeit" zu beenden. 

Die Grenzen der sozialen Arbeit (insbesondere der Straffälligenhilfe), so 
Cremer-Schäfer, würden dort gezogen, wo die Chancen auf die Erlangung 
der „Normalitätsansprüche" der Gesellschaft sehr gering seien. Von den 
sozialen Diensten werde eine Auswahl getroffen, bei welchem Klientel die 
besten Chancen beständen (,,gute Risiken"), während bei anderen die Diver­
sion nicht zu einem Ausweg aus dem Strafrecht, sondern tatsächlich zu einer 
,,Umleitung" zu einem anderen, nämlich längeren Weg zu demselben Ziel, 
dem Strafvollzug, werde. 

Helga Cremer-Schäfer äußerte aber nicht nur Kritik an den gegebenen 
Zuständen, sondern zeigte auch mögliche Lösungsansätze auf: Ihrer 
Ansicht nach müsse die Situation und nicht die Person des Täters im Mit­
telpunkt der Konfliktregelung stehen. Dieser Schritt sei in Österreich 
bereits im Rahmen des „außergerichtlichen Tatausgleichs" (ATA) vollzo­
gen, in Deutschland dagegen werde der analoge Täter-Opfer-Ausgleich 
(TOA) als „Erziehung zu persönlicher Verantwortung" mißbraucht. Die 
Person soll durch ihn in ihren Verhaltensauffälligkeiten geändert werden, 
und mit genau diesem Ziel lasse sich der TOA in Deutschland problemlos 
in das sonstige Strafsystem einfügen. Dies ist ihrer Meinung nach ein Feh­
ler. Der Beitrag der Kriminalpolitik müsse vielmehr darin bestehen, ,,die 
Eigensinnigkeiten von Frauen und Männern, die mit der Bewältigung der 
Anforderungen einer disziplinierten Lebens- und Arbeitsweise und der Ver­
schärfung von Ungleichheit bei minimaler sozialer Absicherung auftreten, 
nicht in Legitimationen für Bestrafung umzuwandeln, sondern kontinuier­
lich 'gefährliche Situationen' zu regulieren". 
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Der Beitrag sensibilisierte nicht zuletzt die in der sozialen Arbeit Tätigen, 
im Umgang mit dem Klientel ihr alltägliches Handeln kritisch zu hinterfragen. 

Wer sich darauf gefreut hatte, Heinz Steinert (Professor für Soziologie in 
Frankfurt) in persona zu erleben, wurde enttäuscht. Aus persönlichen Grün­
den verhindert, entsandte er seinen Doktoranden Oli er Brüchert, der sich 
kurzfristig bereit erklärte, zu dem Thema „Möglichkeiten und Grenzen einer 
Zi ilisierung des staatlichen Gewaltmonopols: Beitrag der Friedens- und Kon­
fliktforschung für Alternati en zu strafrechtlicher Gewalt" zu referieren. 

In seinem Beitrag ging es darum aufzuzeigen, inwieweit Erkenntnisse und 
Leitbilder aus der Friedens- und Konfliktforschung auf die innerstaatliche 
Ausübung und Kontrolle des staatlichen Gewaltmonopols und staatlichen 
Strafens übertragbar seien. Das Ziel der Friedens- und Konfliktforschung 
ist seiner Meinung nach die Herstellung von Frieden durch Aufarbeitung 
von Konflikten. Bei der Übertragung entständen hier jedoch Probleme durch 
das derzeitige Verständnis des staatlichen Gewaltmonopols als „Unter­
drückung" und „Zwangsfrieden". 

Als Institutionen des Monopols beschrieb er das Militär, das Strafrecht sowie 
die Polizei und überprüfte an ihnen zunächst die Leitbilder zwischenstaat­
licher Konfliktregelung: 

Die Leitbilder 1. Deeskalation durch Entmilitarisierung und Demokrati­
sierung, 2. Orientierung an den Interessen aller Beteiligten mit dem Ziel 
eines Interessenausgleichs und 3. Abschätzung der Folgen einer Interven­
tion, seien auf das Militär nicht anwendbar. Hier bilde die Abschaffung des 
Monopols die einzige Alternative. 

Auch die Anwendbarkeit auf das Strafrecht sei nur begrenzt möglich. Das 
Strafrecht sei immer bereits selbst Partei. Es beruhe auf der klaren Unter­
scheidung zwischen Opfer und Täter und ziele auf die Bestrafung des Täters. 
Das stehe insbesondere im Gegensatz zu dem Grundsatz der Friedens- und 
Konfliktforschung, daß allen Konfliktparteien eine akzeptable Zukunft zu 
bieten sei. Der Strafvollzug dagegen folge dem Motto: ,,Schädigung statt 
Hilfe". 

Jedoch gebe es auch interessante andere Perspektiven, wie die Diskussio­
nen um ein „Kernstrafrecht" zeigen würden. 

Die weitreichendsten Übertragungsmöglichkeiten sah der Vortragende im 
Bereich der Polizei. Hier machte er konkrete Vorschläge: 

1. Konzentration der Polizeiarbeit auf die außerstrafrechtliche Krisenbe­
wältigung und Rücknahme von Ermächtigungsgrundlagen.

2. Entmilitarisierung durch Aufhebung der Kasernierung, soziale Integra­
tion und Reduzierung der Waffen.

3. Allgemeines Kenntlichmachen ihrer Arbeit durch Abschaffung der
geheimen und zivilen Einheiten und Einbeziehung der Öffentlichkeit.

Oliver Brüchert schlußfolgerte, es sei letztendlich eine Frage öffentlicher 
Wachsamkeit und der Zivilcourage, ob der Staat an der Anwendung seiner 
Gewaltmittel gegen die eigene Bevölkerung gehindert und „innerer Frie­
den" ohne staatliche Machtausübung erreicht werden könne. 
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Trotz der kurzen Bearbeitungszeit schaffte es der Referent, den Teilneh­
mern die Verbindung zwischen Friedenspolitik und Alternativen zu straf­
rechtlicher Gewalt näherzubringen. Es muß aber in Frage gestellt werden, 
ob die an die Polizei gestellten Anforderungen in dieser Form leistbar sein 
können. Ebenso blieb unverständlich, warum die Abschaffung von Tatbe­
ständen wie„ Widerstand gegen die Staatsgewalt" die Zivilisierung des staat­
lichen Gewaltmonopols fördern sollte. Auch ließ der letzte Satz des Refe­
rates: ,,Frieden setzt den Verzicht auf die Durchsetzung einer wie auch immer 
gearteten Ordnung voraus" ein flaues Gefühl -zumindest im Magen der 
hier Schreibenden -zurück. 

Zu Beginn des zweiten Teils der Tagung, welcher mit „Opfer und Täter, 
Geschädigter und Schädiger - Praxis der Konfliktbearbeitung" über­
schrieben war, gelang es Danielle Hermans (Arbeitskreis der Opferhilfen 
in der Bundesrepublik Deutschland-ADO) völlig andere Akzente zu set­
zen. 

Statt ihr für diese Tagung bereitgelegtes Referat über „Das Opfer als Mit­
telpunkt der Konfliktbearbeitung" vorzutragen, entschied sie sich spontan 
dazu, zunächst ein eindringliches Bild der Situation von Opfern von Strafta­
ten aufzuzeigen und über die geschichtliche Entwicklung einer neuen Sicht­
weise von Opfern zu berichten. 

So stellte sie die Instrumentalisierung, Fremdbestimmung und den 
Mißbrauch von Opfern zur Durchsetzung kriminalpolitischer Forderungen 
dar, während sie auf der anderen Seite verdeutlichte, daß die Bedürfnisse 
der Opfer selbst weitgehend unberücksichtigt bleiben. Erst die Viktimolo­
gie entdeckte das Opfer als Geschädigten und erlaubte dadurch auch zag­
hafte Verbesserungen von Opferrechten und die Entwicklung eines Opfer­
hilfenetzwerkes, welches Hermans zufolge allerdings in Deutschland ekla­
tant der internationalen Entwicklung hinterherhinkt. Positive Beispiele stel­
len hingegen die Niederlande (Landelijke Organisatie Slachtofferhulp ), 
Großbritannien (Victim Support UK) oder die USA (National Organiza­
tion of Victim Assistance) dar. 

Anhand von Beispielen aus ihrer praktischen Arbeit fesselte sie die Zuhö­
rer, indem sie anschaulich die individuell unterschiedlichen, teilweise 
extrem tiefgreifenden, körperlichen, sozialen, finanziellen und vor allem psy­
chischen Folgen von Straftaten für die Opfer skizzierte und deren Verar­
beitungsprozesse analysierte. 

Die Dauer dieser Verarbeitungsprozesse hängt nach Hermans nicht nur vom 
Ausmaß der Traumatisierung, den persönlichen Coping-Strategien des 
Opfers, Faktoren des sozialen Umfelds und eventuellen Re-Viktimisierun­
gen ab, sondern kann durch eine kompetente psychosoziale Opferhilfe erheb­
lich verbessert und beschleunigt werden. 

Dennoch können auch die Berater, ihrer Ansicht nach, nur einen geschütz­
ten, wenn auch extrem hilfreichen, Rahmen für die Verarbeitung der Straftat 
bieten. Die Integration des viktimisierenden Ereignisses in die Lebensge­
schichte und damit die Reorganisation eines aktiven Lebenswandels und 
die Wiederherstellung des eigenen Sicherheitsgefühls und Vertrauens 
bleibt demnach notwendigerweise ureigenste Aufgabe der Opfer selbst. 
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Da die ohnehin nur sehr schwach ausgeprägte Opferhilfe in Deutschland 
zusätzlich durch den Mangel an öffentlichen Zuschüssen gefährdet ist, ver­
faßten die Tagungsveranstalter gemeinsam mit den Teilnehmern spontan 
im Anschluß an den Vortrag eine Erklärung gegen die soeben bekannt 
gewordenen drastischen Kürzungen der Hilfe für Opfer (und der Betreu­
ung von Straffälligen) in Berlin. 

Ed Watzke, der vom Büro für außergerichtlichen Tatausgleich aus Wien 
angereist war, trug daraufhin das österreichische Modell des außergericht­
lichen Tatausgleichs (ATA) vor und stellte sein Referat unter die Thema­
tik „ Wirkliche Alternati e zu strafrechtlicher Gewalt oder ordergründige 
Alternati e mit dem Strafrecht als Rohrstock hinter dem Rücken?" 

Er nutzte hierbei seinen reichhaltigen Erfahrungsschatz als Mitarbeiter des 
AT A und erzählte unter gekonntem und mitreißendem Einsatz körper­
sprachlichen Ausdrucks „Geschichten", um die Vorgehensweise bei einem 
AT A zu erläutern. 

Hierbei ging er auch explizit auf die zwiespältigen Aspekte der Rechtssi­
cherheit und Unschuldsvermutung der am ATA teilnehmenden Täter ein, 
welche aufgrund des diversionären Charakters des A1'A mitunter ver­
nachlässigt werden, sprach sich jedoch grundsätzlich deutlich für diese Form 
des Konfliktausgleichs aus. 

Seine ironische und sehr treffende Beschreibung der Zusammenarbeit von 
Juristen und Sozialarbeitern erheiterte letztlich nicht nur diese beiden an 
der Tagung teilnehmenden Berufsgruppen.1 

Die 65 Mitarbeiter des österreichischen ATA bearbeiteten 1996 seinen Anga­
ben zufolge zentral für Österreich etwa 5500 Fälle, wobei in dieser Zeit etwa 
60.000 Verfahren insgesamt in Österreich verhandelt wurden. Waren dies 
zu Beginn der Maßnahme 1985 noch Fälle, die eigentlich eingestellt wor­
den wären, so hat sich dieses Bild nach Watzkes Meinung mittlerweile grund­
legend geändert. Im nächsten Jahr wird Österreich aller Wahrscheinlich­
keit nach sogar ein spezielles Diversionsgesetz erhalten, welches die Rolle 
des AT A weiter zementiert. 

Im letzten Vortrag der Tagung sprach/ rmgard Rode über „ 0 pfer und Täter 
- eine falsche Dichotomie?" und veranschaulichte ihre Ansichten durch viel­
fältige Beispiele aus ihrer Arbeit als forensische Gutachterin und mit Zita­
ten aus Untersuchungsergebnissen.

Nach einer einleitenden Würdigung der Viktimologie berichtete sie von drei 
,,Aspekten" einer „zirkulären Beziehung" zwischen Tätern und Opfern. 
Hierbei nannte sie zunächst den mit „Gemeinsamkeiten von Tätern und 

1 Allen, die wir hiermit neugierig gemacht haben, empfehlen wir Watzkes Büch­
lein „Äquilibristischer Tanz zwischen Welten. Neue Methoden professioneller 
Konfliktmediation", Bonn (Forum Verlag Godesberg) 1997, in dem sich unter 
anderem auf den Seiten 78 bis 92 seine heiter ironischen „Empfehlungen für 
Strafjuristen im Umgang mit Sozialarbeitern" und „Empfehlungen für Sozial­
arbeiter im Umgang mit Strafjuristen" befinden. Viel Vergnügen! 
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Opfern" überschriebenen Sachverhalt, daß Täter und Opfer im präkrimi­
nellen Bereich oft eine Reihe von Ähnlichkeiten aufweisen. In diesem Rah­
men schilderte sie 

- die 'personale Identität' ( das gleiche Individuum tritt als Opfer und bei
einer anderen Gelegenheit als Täter in Erscheinung),

- die 'situative Beziehung' (der oft zufällige Ausgang einer Situation ent­
scheidet, welche der agierenden Personen Täter und welche Opfer werden)
und

- die 'Merkmalsähnlichkeit' (Täter und Opfer weisen ähnliche oder sym­
biotische Merkmale auf, sind voneinander abhängig und erhalten ihre
Zuschreibung als Täter oder Opfer aus dieser Abhängigkeit heraus).

In einer Reihe der von ihr dargestellten veranschaulichenden Situationen 
belegte sie gleichzeitig die Problematik, zu definieren, wer als Opfer und 
wer als Täter zu bezeichnen sei. Beide Zuschreibungen sind, Rode zufolge, 
mitunter in Teilaspekten für dieselbe Person zutreffend und gleichzeitig auf­
grund der Dichotomie des Begriffspaares somit nur schwer verwendbar. 

Dies traf auch für die Beispiele des zweiten von ihr beschriebenen Aspek­
tes „Täter als Opfer in ihrer Biographie" zu. Hierin machte sie einige psy­
chologische Ausnahmesituationen deutlich, in denen sich Täter aufgrund 
ihrer psychosozialen Entwicklung zur Zeit ihrer Tat befinden können. Eine 
Zuschreibung als Täter oder als Opfer erwies sich auch bei diesen Beispie­
len letztlich als unzureichend. 

Der dritte und letzte Aspekt beschäftigte sich dann mit „Tätern als Opfer 
nach ihrer Verurteilung" und beinhaltete ebenso den Hinweis auf eine Ber­
liner Untersuchung, nach der 30% der in Gefängnissen Inhaftierten psy­
chisch krank seien und einer Behandlung bedürften, die ihnen jedoch trotz 
hohem eigenen Interesse nicht gewährt werde, wie auch die Aufzählung ver­
schiedenster Formen der Stigmatisierung von Verurteilten durch Presse­
berichterstattung und soziales Umfeld. Besondere Aufmerksamkeit bei den 
Tagungsteilnehmern fand die Erwähnung eines US-amerikanischen 
Gesetzes (,,Megan's Law" 1986), nach dem rückfällige Sexualstraftäter 
öffentlich bekanntgegeben werden dürfen, was mitunter zu pogromartigen 
Ausschreitungen gegen als Ex-Täter erkannte Nachbarn führt. 

Aufgefordert, das eigentliche Anliegen ihres Vortrages zu präzisieren, 
machte Rode in der anschließenden Diskussion klar, daß sie einerseits die 
derzeitige „straftäterfeindliche Atmosphäre" aufweichen wolle, indem sie 
das traditionelle Schwarzweißdenken von Täter- und Opferrolle hinterfrage 
und andererseits die Kriminalität als psychosoziales Problem darstellen wolle, 
um klarzumachen, daß Alternativen zum Strafrecht dann gefunden werden 
können, wenn man den Ursachen der Entwicklung einer Tat nachgehe und 
durch psychosoziale Hilfe diese Ursachen beseitige. 

Nach einem Tagungsrückblick durch Sabine Tengeler als Mitglied des ver­
anstaltenden Komitees hielt die erfrischend kontrovers geführte Diskussion 
unter den Teilnehmern, welche auch jeweils den Abschluß der Vorträge 
begleitet hatte, weiterhin an. Die Verfasser dieses Berichtes möchten 
hierzu letztlich anmerken, daß zwar die Tagungstopik „Alternativen zum 
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Strafrecht" ein wenig in den nicht immer ganz an diesem Thema orientier­
ten Vorträgen untergegangen ist und echte Alternativen nur in Ansätzen 
mit Überlegungen zu besserer psychologischer Betreuung, verstärktem 
außergerichtlichen Konfliktausgleich und der Idee eines Maßnahmen­
rechts ohne die Problematik der Schuldzuschreibung angedacht wurden, 
doch daß die Tagung trotzdem gerade wegen ihrer Vielfältigkeit und offe­
nen Diskussionen für alle Beteiligten gewinnbringend und interessant 
gewesen ist. 

An den vertieften Tagungsinhalten interessierte Leser dieses Berichtes seien 
hier auf die nach Angaben des Komitees Anfang 1998 erscheinende Doku­
mentation der Tagung verwiesen. 

Januar 1998 

Frank Robertz 
Kielmannseggstr. 31 
22043 Hamburg 

GabyTemme 
Studentenwohnanlage Rahlstedt 
Sieker Landstr. 37, Zi. 37e 
22143 Hamburg 
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